
Für Kunden mit begründeter Angst
vor der Steuerfahndung bietet Ru-
dolf Schmenger exklusives Know-

how. Der Steuerberater aus dem süd-
hessischen Biebesheim weiß genau, mit
welchen Methoden die Fahnder der Fi-
nanzbehörden versteckte Einkommen oder
Auslandsvermögen aufspüren können, wel-
che Befugnisse sie haben und wo sie an
ihre Grenzen stoßen. Schließlich war
Schmenger, 48, jahrelang selbst bei der
Fahndung, zuständig für millionenschwere
Fälle, die oft auch Schlagzeilen machten.

Dass der Ex-Fahnder und einige seiner
früheren Kollegen ihr Insider-Wissen nun
mit vermögenden Steuerpflichtigen teilen
und damit tatkräftig zur Dezimierung der
Staatseinnahmen beitragen, hat viel mit
dem Frankfurter Psychiater und Neurolo-
gen Thomas H. zu tun. Der Nervenarzt
wird seit Jahren vom Land Hessen als Gut-
achter in kniffligen Personalangelegenhei-
ten eingesetzt, mehrfach lieferte er seinem
Auftraggeber bequeme Lösungen für un-
bequeme Fälle.

Schmenger und andere erfolgreiche
Fahnder, die intern die hessische Finanz-
verwaltung und ihre politische Führung
kritisiert hatten, wurden von H. mit frag-
würdigen Expertisen zu krankhaften Que-
rulanten erklärt, die in ihrem künftigen

Berufsleben nie mehr in der Lage sein wür-
den, in einem Finanzamt zu arbeiten.

Jetzt allerdings gerät H. selbst in Schwie-
rigkeiten. Nach Einschätzung der hessi-
schen Landesärztekammer, die nach einem
SPIEGEL-Bericht (4/2008) über Schmen-
ger mehrere Fälle untersuchte, hat der Me-
diziner seine Funktion ausgenutzt, um in
Ungnade gefallenes Personal mit faden-
scheinigen Begründungen für alle Zeiten
aus ihrem Job zu drängen. Ernst Girth, der
Menschenrechtsbeauftragte der Kammer,
wirft H. Missachtung der ärztlichen Sorg-
faltspflicht vor und spricht von „Gefällig-
keitsbegutachtung“.

Am 20. Mai hat die Ärztekammer des-
halb vor dem Verwaltungsgericht Gießen
Klage gegen H. eingereicht, die bis zur
„Feststellung der Berufsunwürdigkeit“
durch das Gericht führen kann. Inzwi-
schen ermittelt auch die Staatsanwaltschaft
Frankfurt am Main in dem Fall. Anfang
Juni durchsuchten die Ermittler H.s Pra-
xisräume in der Frankfurter Innenstadt
und die Wiesbadener Privatwohnung des
Arztes, um belastendes Material sicherzu-
stellen. Das „Ausstellen unrichtiger Ge-
sundheitszeugnisse“ ist ein Straftatbe-
stand.

Die Ermittlungen der Justiz bringen
nicht nur den Nervenarzt, sondern auch

Hessens Finanzminister Karlheinz Weimar
in Bedrängnis. Dem Christdemokraten hat
der fragwürdige Umgang mit erfolgreichen
Steuerfahndern seiner Finanzverwaltung
bereits einen Untersuchungsausschuss im
Hessischen Landtag eingebracht. Damals
ging es vor allem um eine umstrittene
Dienstverfügung, durch die sich die Fahn-
der bei Ermittlungen gegen vermögende
Schwarzgeldsünder von ihren Vorgesetz-
ten ausgebremst fühlten.

Die mit dem Ministerium abgestimmte
Anweisung traf eine Spezialtruppe von
Fahndern, zu der auch Schmenger gehör-
te. Die Beamten wühlten sich durch Berge
hochkomplexer Akten, die bei Banken be-
schlagnahmt worden waren und leiteten
Tausende Verfahren gegen Anleger ein, die
mit verschleierten Auslandskonten die
Zinsabschlagsteuer umgehen wollten. Doch
mitten in der Arbeit wurden die Spezialis-
ten überraschend von einem Großteil der
Fälle wieder abgezogen. Einfache Finanz-
beamte in den Bezirksfinanzämtern soll-
ten den Job fortsetzen.

Für den Hintergrund dieser Verfügung
gibt es widersprüchliche Erklärungen. Die
Behördenleitung argumentierte, sie habe
die Fahnder für andere Aufgaben ge-
braucht. Unter den betroffenen Beamten
kursierte dagegen eine brisantere Version.
Offenkundig wolle man mit politischer
Rückendeckung aus dem Finanzminis-
terium sicherstellen, dass Steuersünder 
in Hessen nicht allzu hart verfolgt wer-
den. Denn der diskrete Hinweis auf eine
laxe Steuerfahndung gilt im Wettbewerb
der Bundesländer um attraktive Firmen-
ansiedlungen eindeutig als Plus. 

Schmenger und seine Kollegen protes-
tierten massiv gegen die Abzugsverfügung,
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Chronisch anpassungsgestört
Mit Hilfe fragwürdiger Gutachten eines Psychiaters schickte 

das Land Hessen unbequeme Steuerfahnder in den Ruhestand.
Jetzt ermittelt die Staatsanwaltschaft gegen den Arzt.

Ex-Steuerfahnder Schmenger, Tina und Heiko Feser, Wehner: „Paranoid-querulatorische Entwicklung“



die aus ihrer Sicht den Verzicht auf millio-
nenschwere Steuernachzahlungen bedeu-
tete. Der Fahnder schrieb mehrere Briefe
an Weimar und Ministerpräsident Roland
Koch, doch er bekam keine Antwort. Statt-
dessen wurden etliche der Fahnder in
andere Abteilungen versetzt. Schmenger
selbst landete bei den Betriebsprüfern, für
die er „Nullfälle“ bearbeiten sollte. „Reine
Routinearbeit, bei der das Ergebnis schon
vorher feststeht“, sagt er.

Für den Finanzminister blieben die ab-
geschobenen Fahnder dennoch gefähr-
lich. Immer wieder drängten mehrere Be-
amte darauf, gegen ihre Vorgesetzten im
Untersuchungsausschuss oder vor Gericht
aussagen zu dürfen. Doch sie durften nicht.

Mitte 2006 wurde Schmenger auf Be-
treiben seiner Vorgesetzten zu einem Ter-
min mit dem Psychiater H. bestellt. Später
untersuchte H. noch mindestens drei wei-
tere Fahnder, die ebenfalls protestiert hat-
ten: Marco Wehner und das Fahnder-Ehe-
paar Heiko und Tina Feser.

Die „nervenfachärztlichen Gutachten“,
die H. nach den etwa einstündigen Termi-
nen gegen Honorar von jeweils etwa 400
Euro für die Landesverwaltung anfertigte,
laufen in streckenweise wortgleichen Pas-
sagen auf das immer gleiche Ergebnis hin-
aus. Schmenger und seine Kollegen seien
zwar „bewusstseinsklar und allseits orien-
tiert“, aber dennoch aufgrund einer „psy-
chischen Erkrankung“ dauerhaft „dienst-
und auch teildienstunfähig“. Alle vier wur-
den daraufhin gegen ihren Willen vorzeitig
in den Ruhestand versetzt – die Fesers wa-
ren da gerade Mitte dreißig. Das Land Hes-
sen zahlt ihnen nun bis ans Lebensende
Ruhestandsbezüge, statt sie weiter gegen
Steuerhinterzieher ermitteln zu lassen.

Die Begründungen in H.s Gutachten
klingen abenteuerlich. Schmenger und
Heiko Feser litten angeblich unter einer
„paranoid-querulatorischen Entwicklung“,
befand H. Bei Wehner und Tina Feser
diagnostizierte der Gutachter eine „An-
passungsstörung“ und erklärte, dies sei 
mit dem Öffentlichen Dienst nicht ver-
einbar. Auf eine Verbesserung des an-
geblich schlechten Gesundheitszustands
der Fahnder brauche man nicht zu hof-
fen, meinte der Gutachter. So sei etwa 
im Fall Wehner von einer „irreversiblen
Chronifizierung“ der Störung auszuge-
hen, Nachuntersuchungen seien überflüs-
sig. 

Die Experten der Landesärztekammer
waren entsetzt, als sie die Gutachten zu
Gesicht bekamen. H. habe weder die nöti-
ge Sorgfalt walten lassen noch übliche
Standardtests vorgenommen, die für eine
so weit reichende Diagnose wie die einer
unkorrigierbaren psychischen Erkrankung
nötig seien, fasste die Kammer in einem
Bericht an das zuständige Verwaltungs-
gericht in Gießen zusammen.

Im persönlichen Gespräch schienen die
Ex-Fahnder zudem völlig normal zu sein.

Schmenger hat inzwischen sogar schrift-
lich, dass ihm nichts fehlt. Für seine Zu-
lassung zum Steuerberater musste er sich
von einem Psychiatrie-Experten der Frank-
furter Uni-Klinik untersuchen lassen. Der
Oberarzt konnte keine von H.s Diagnosen
bestätigen. Es sei „zu betonen, dass Herr
Schmenger den Beruf des Steuerberaters
in vollem Umfang ordnungsgemäß aus-
üben kann“, urteilte der Arzt.

H. bestreitet, dass seine Expertisen Ge-
fälligkeitsgutachten seien. Die Diagnosen
seien handwerklich sauber und ordnungs-
gemäß erstellt, sagt er. Gegenteilige Auf-
fassungen anderer Gutachter oder der
Landesärztekammer will er nicht kommen-
tieren, auch zu den Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft äußerte er sich gegen-
über dem SPIEGEL nicht.

Auch der Finanzminister gibt sich wort-
karg. Von den Ermittlungen gegen den
Gutachter wisse das Ministerium nichts,
sagte ein Weimar-Sprecher. Überdies neh-
me man zu solchen Personalangelegenhei-
ten keine Stellung.

Allerdings gibt es Hinweise, dass in der
hessischen Finanzverwaltung auch in an-
deren Fällen mit einer existenzbedrohen-

den Untersuchung durch H. zumindest ge-
droht wurde, um unbequeme Mitarbeiter
zu disziplinieren. 

So wurde Ende 2005 ein Finanzbeamter
aus dem osthessischen Gelnhausen von
der Frankfurter Oberfinanzdirektion an-
gewiesen, den Frankfurter Nervenarzt
aufzusuchen, um seinen psychischen Zu-
stand auf Dienstunfähigkeit überprüfen zu
lassen. Der Beamte war zuvor mit seiner
Vorgesetzten in einen Streit geraten. Ihm
wurde unter anderem vorgeworfen, zu 
viel Zeit für die Prüfung einzelner Fälle 
zu verwenden, die seiner Ansicht nach
dem Staat Millioneneinnahmen verschafft
hätten.

Nur wenige Tage später war der angeb-
lich psychisch labile Mitarbeiter in den Au-
gen der Vorgesetzten aber offenbar wie-
der komplett geheilt. Der Beamte hatte in
der Zwischenzeit dem Vorschlag seiner
Chefin zugestimmt, sich versetzen zu las-
sen. Die dienstliche Weisung, sich von H.
untersuchen zu lassen, wurde noch am sel-
ben Tag widerrufen.

Matthias Bartsch, Felix Kurz

Nach einer dieser langen Partynäch-
te im Londoner Westend wählte
Anjool Malde, 24, am vorvergan-

genen Sonntagmorgen einen Hugo-Boss-
Anzug. Er ging die kurze Strecke von sei-
nem Apartment in der Londoner City bis
zum Luxusrestaurant Coq d’Argent. Der
junge Investmentbanker der Deutschen
Bank bezahlte ein Glas Champagner. Mit
dem Kelch in der Hand ging er über die
Dachterrasse, überstieg die Balustrade –
und stürzte vor entsetztem Publikum 25
Meter in den Tod. Es gab, auch in Lon-
dons Finanzdisktrikt, schon stillosere Tode.

Der brillante junge Mann hatte sich
offenbar davor gefürchtet, dass ihn sein
Arbeitgeber vor die Tür setzen würde wie 
so viele vor ihm in dieser Krise, die das
Geldgeschäft an der Themse allmählich
ausbluten lässt. Zehntausende hat es schon
erwischt. Aber für Malde wäre es die erste
Niederlage in seinem ebenso kurzen wie
schnellen Bankerleben gewesen.

Er war kaum 17, als er mit exzellenten
Noten Abitur machte im nordenglischen
Yarm on Tees. Mit 20 verließ er das St. Pe-
ters College an der Eliteuniversität Oxford
und belegte den zweiten Platz bei der Wahl
zum Absolventen des Jahres in Großbri-
tannien. 

In einem Alter, in dem seine Altersge-
nossen in Deutschland noch ihren Wehr-
oder Zivildienst leisten, heuerte der Sohn
eines Psychologen und einer Kunstlehrerin
bei der Deutschen Bank an. Der größte
Handelssaal Europas ist wie geschaffen für
Leute wie ihn, die keine Scheu kennen vor
harter Arbeit, Risiko und Konkurrenz-
kampf.

Nach zwei Monaten Ausbildung konnte
der mittlerweile 21-jährige Malde sich aus-
suchen, ob er im Devisen-, Renten- oder
Aktienhandel dienen wollte. Junge Uni-
versitätsabgänger wie er gelten als unver-
braucht, reagieren schnell und sind ohne
Murren bereit, auch mal von 6 bis 22 Uhr
ohne Pause durchzuackern. Kaum einer
seiner Kollegen ist hier älter als 30.

„Up or out“, Karriere oder Abschied,
heißt es hier nach einem knallharten Leis-
tungsprinzip, das den Überlebenden auf
der Karriereleiter Millionen verspricht.

Malde entschied sich für die Turbo-
branche, den Aktienhandel. Es war nicht
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Regierungschef Koch, Minister Weimar

Bequeme Lösungen für unbequeme Fälle

F I N A N Z K R I S E

Tod eines
Bankers

Ein Aktienhändler der 
Deutschen Bank in London 

begeht Selbstmord. 
Hatte ihn sein Luxusleben aus 

der Bahn geworfen?


